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Entscheidungen/Jurisprudence

3. Gesellschaftsrecht / Droit économique

3.1. Gesellschaftsrecht / Droit des sociétés

(5) Auflegung der Bilanz. Zuständigkeit. Intertemporales Recht. aOR 704.  OR 697h. SchlT ZGB 1 ff.

Bundesgericht, I. Zivilabteilung, 16.2.1993, R. u. B. G. c. G. AG
(4A.14/1992), Verwaltungsgerichtsbeschwerde.

Zusammenfassung des Sachverhalts:

Gestützt auf Art. 704 aOR unterbreiteten die Beschwerdeführer am 24. April 1992 dem Handelsregisteramt
des Kantons Aargau ein Gesuch, die Beschwerdegegnerin zur Auflegung der Gewinn- und Verlustrechnung
sowie der Bilanz aufzufordern. Weil sich die Gesuchsgegnerin weigerte, diesem Gesuch stattzugeben,
überwies das Handelsregisteramt des Kantons Aargau die Angelegenheit am Juni 1992 an das Departement
des Innern des Kantons Aargau, welches die Sache am 1. September 1992 seinerseits an den
Gerichtspräsidenten des Bezirks Zofingen zum Entscheid überwies. Das Departement des Innern vertrat
dabei die Auffassung, der mit dem 1. Juli 1992 in Kraft stehende Art. 697 h Abs. 2 OR sei anwendbar und
demzufolge der ordentliche Zivilrichter zur Erledigung der Streitsache zuständig. Gegen die Verfügung des
Departements des Innern vom 1. September 1992 führten die Beschwerdeführer
Verwaltungsgerichtsbeschwerde mit dem Antrag, es sei diese Verfügung aufzuheben und die Sache zur
materiellen Entscheidung an diese Instanz zurückzuweisen. Das Bundesgericht hiess die Beschwerde gut.

Zusammenfassung der Erwägungen:

Nach dem Bundesgericht ist die Streitfrage aufgrund der Verweisung in Art. 1 der Schluss- und
Übergangsbestimmungen zu den 24. bis 33. Titeln (SchlBest) nach Art. 1 bis 4 SchlT ZGB zu lösen, welche
Vorschriften ein Abwägen der entgegenstehenden Vertrauens- und öffentlichen Interessen verlangen. Art. 2
SchlT ZGB könne je-
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doch nur herangezogen werden, wenn es tatsächlich um die Verletzung grundsätzlicher sozialpolitischer und
ethischer Anschauungen geht. Diesbezüglich sei zu beachten, dass die früheren wie die geltenden
Bestimmungen ein materiell gleiches Einsichtsrecht gewähren und die Zuständigkeitsvorschrift in Art. 697 h
Abs. 2 OR nicht um der öffentlichen Ordnung und Sicherheit willen aufgestellt wurde. Vielmehr sei der
Hinweis auf den Richter an sich überflüssig. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtes genüge
es überdies für die Anwendung des neuen Rechts nicht, dass dieses um der öffentlichen Ordnung und
Sicherheit willen erlassen worden ist. Vielmehr müsse die weitere Anwendung des alten Rechts auf
altrechtliche Tatbestände mit der öffentlichen Ordnung und Sicherheit unvereinbar sein. Niemand könne aber
im Ernst behaupten, die bisherige Regelung der Streitschlichtung durch die Kantonale Aufsichtsbehörde
erfülle diese Bedingung.

Bemerkungen:

Unter der Prämisse der alleinigen Anwendbarkeit der vier allgemeinen Bestimmungen des schweizerischen
intertemporalen Rechts ist gegen den Entscheid des Bundesgerichts nichts einzuwenden. Korrekterweise
hat es die durch die Art. 1 bis 4 SchlT ZGB geforderte Interessenabwägung zwischen entgegenstehenden
Vertrauens- und öffentlichen Interessen vorgenommen und ist dabei zum vertretbaren Schluss gelangt, dass
Erstere den Vorzug verdienen. Es hat damit die Beschwerdeführer, die das Gesuch vor dem 1. Juli 1992
gestützt auf altes Recht eingereicht hatten, mangels entgegenstehender gewichtiger öffentlicher Interessen
in ihrem Vertrauen in die Weitergeltung des alten Rechts geschützt.

Die Frage ist nur, ob die Prämisse der alleinigen Anwendbarkeit der vier allgemeinen Bestimmungen des
schweizerischen intertemporalen Rechts korrekt ist, welche das Bundesgericht mit dem Hinweis auf Art. 1
Schi- Best und die dort enthaltene Verweisung auf Art. 1 bis 4 SchlT ZGB rechtfertigt.

Weshalb aber ist Art. 1 SchlBest anwendbar oder anders gefragt: Wäre das Bundesgericht auch so
geradlinig auf Art. 1 SchlBest zugesteuert, wenn in den Statuten der betreffenden Gesellschaft die folgende,
zugegebenermassen ausgefallene Bestimmung gestanden hätte: "Hat das Handelsregisteramt auf Begehren
einer Person, die sich als Gläubiger der Gesellschaft ausweist, aufgrund von Art. 704 OR die Gewinn- und
Verlustrechnung und die Bilanz in der von den Aktionären genehmigten Fassung einzufordern und zur
Einsicht aufzulegen, so gibt die Gesellschaft die Gewinn- und Verlustrechnung und die Bilanz in der von den
Aktionären genehmigten Fassung dem Handelsregisteramt auf dessen erstes Verlangen heraus." In diesem
Fall wäre das Bundesgericht vielleicht eher bei Art. 2 SchlBest eingestiegen und vielleicht zum gleichen,
vielleicht zu einem anderen Resultat gelangt.

Weshalb aber nicht gleich bei Art. 2 SchlBest einsteigen und argumentieren, dass infolge Fehlens einer
unvereinbaren alten Statutenbestimmung neues Recht anwendbar ist? Ist dies absurd? Meines Erachtens
nicht, da sich, wie das angeführte Beispiel zeigt, Art. 1 und Art. 2 SchlBest nicht sachlich, d. h. vom
Anwendungsbereich her, voneinander abgrenzen lassen.

Damit hat man widersprüchliche Aussagen des Gesetzgebers. Hat der Rechtsanwender nun gemäss Art. 1
SchlBest resp. Art. 1 bis 4 SchlT ZGB von Fall zu Fall entgegenstehende Vertrauens- und öffentliche
Interessen abzuwägen und je nach dem altes oder neues Recht anzuwenden oder hat er sich an Art. 2
SchlBest zu halten, dem zu entnehmen ist, dass der Gesetzgeber die geforderte Interessenabwägung
zwischen entgegenstehenden Vertrauens- und öffentlichen Interessen schon vorgenommen und sich für die
sofortige Anwendung des neuen Rechts entschieden hat und lediglich während fünf Jahren noch dort
Vertrauen mit der Weitergeltung des alten Rechts schützt, wo sich dieses in einem Tätigwerden, nämlich im
Aufstellen von (abweichenden) Statutenbestimmungen manifestiert hat? Meines Erachtens hat der
Rechtsanwendende Zweiteres zu tun in der Überlegung, dass Art. 2 SchlBest lex specialis zu Art. 1 SchlBest
resp. Art. 1-4 SchlT ZGB ist, mit der zugegebenermassen unschönen Folge, dass Art. 1 SchlBest von
Beginn weg toter Buchstabe ist. Das kann aber angesichts der einmal mehr lückenhaft und widersprüchlich
abgefassten Übergangsbestimmungen an sich nicht erstaunen.

Der besprochene Bundesgerichtsentscheid steht auch deshalb wohl in einer langen Reihe weiterer
Entscheide zum Übergangsrecht zum neuen Aktienrecht.

RA Dr. iur. Markus Vischer, Zürich
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